
Albrecht Seck
Kırchliche Selbständigkeitsbewegung in Preußen

Begıinn des Jahrhunderts!

Das Projekt Friedrich eiIms IIl ZU. eIiorm der evangelischen
Kirche 1n Preußen wird gewöhnlich mıiıt der Irl1as „Unıon Agende
Kirchenverfassung‘“ umschrıieben, wobel der Einführung VO  - AUIMON.
un! „Agende die größere Beachtung geschenkt wird. Das Recht dieser
Gewichtung liegt 1n der Geschichtsträchtigkeit der vollzogenen „ Uni1-
on  06 un! ın der Dramatik des „Agendenstreits“, wohingegen die eıt der
kirc  ıchen Verfassungen, sieht INa  ; VO  ; der Rheinisch-Westfälischen
Kirchenordnung ab, erst ZUr Mitte des Jahrhunderts anzubrechen be-
ginnt.*

Von der ac her, die 1n den Reformbemühungen e  nn
des 19 Jahrhunderts tatsäc  1C ging, ist diese historiographische (;e-
wichtun. jedoch bedingt rechtfertigen. Was War der Agenden-
streit 1mM TUnN: anderes als eın ‚Aggregatzustand’ des Verfassungskon-
flikts? Und WeNn sich nicht VO  - selbst verstand, daß der (0)888 die
Union infach dekretierte ußte nıcht die TC wen1gstens gehö:
werden? Deutete sich also nıcht auch VO  - hieraus die ra ach dem
Subjekt des Kirchenregiments an? Im TUN! verwlıesen also alle Eille-
mMente der Tchenreiorm Lan un „Agende auf die eiIiorm der
Kirchenverfassung als ihren gelpunkt.

ber den Rahmen der unmıtitelbar kirc  ıchen Geschichte hinaus
orrelıle diese Beobachtung miıt der zentralen ellung, die die Diskus-
S10N die Einrichtung elıner „ Konstitution“ auch 1mM politischen Raum
einnahm. Für eiıne kurze Zeıt schlen S als könne das mehr autoblo-
graphisch als verfassungstheoretisch gemeıinte Dıktum Friedrichs ,,

FKür den ruck überarbe! WFassung e1Nes Vortrags auf dem Tag der Westfälischen un!
Brandenburgischen Kirchengeschichte 1n Brandenburg eptember 1995
Zur Geschichte der evangelischen Kirche 1n en egınn des 19 ahrhunderts vgl
F’oerster, E, IDıie Entstehung der reußischen Landeskirche unter der Reglerung önig
T1E!  C eliIms des Drıtten 1/IL, Tübingen 905/07; Goeters,A /Mau, .gg. Dıie
Geschichte der Evangelischen 1rC. der Union Le1ipz1ıg 1992; OWA. R: Geschichte
des Christentums 1n Deutschlan eliglon, Politik und esellscha: VO) Ende der Auf-
klärung bis ZULI des Jahrhunderts, München 1995, 64 DIie verwaltungsge-
schichtlichen intergründe beleuchtet üsebeck, N., Das reußische Kultusministerium
VOTLT hundert Jahren, Stuttgart/Berlin 1918
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der sich selbst als den „ersten Diener“ des Staates bezeichnet hatte,
Verfassungswirklichkeıit werden.?®

Die Debatte die Reform der Kirchenverfassung lief diesen ANIS
einandersetzungen ganz offensichtlic. nicht infach 1Ur parallel, 10)85

dern War integraler Bestandteil eiıner die absolutistische Annahme der
Identität VO Köniıg un! aa (Motto „Letat c’est mo1!“) langsam, abher
sicher erodierenden staatlıchen Neukonzeption. Anhand weitgehend
NEeu erschlossenen Quellenmaterlals soll diese ese 1M folgenden be-
ährt SOWI1Ee inhaltlich un! begri£flich präzısliert werden.*?

Zunächst jedoch ein1ıge Worte den kirc  ıchen un politischen
Voraussetzungen der Diskussion.

Die Voraussetzungen
a) Territorialsystem un! landesherrlicher Summepiskopat

In Preußen ressortierten die kirc  ıchen Angelegenheıten se1t dem
Te 1808 bel der Abteilung für Kultus un! Unterricht 1M Innenmin1-
sterium.?° IDie „Verstaatlichung“ (Goeters) der Kirche lag ganz auftf der
Lınıe der summepiskopalen Idee 1M Territorialsystem,® wonach das lan-
desherrliche Kirchenregiment als Ausfluß fürstlicher Souveräniıtät be-
trachtet wurde. Zu Begınn des 19 Jahrhunderts entsprach die ahrnah-

dieses Rechtes jedoch weniıger oder wenigstens nicht 1Ur macht-
politischem Kalkül, als vielmehr elıner Wertschätzung der elıgion als
olcher. alus ecclesiae“ und „salus reipublicae“ schlossen einander
nıicht dU>, sondern eın Friedrich Wiıilhelm TE der ‚Iromme‘’ (0)088 küm-
merte sich als „ SUm episcCcopus“ persönlich das relig1öse Wohl
sSse1inNner evangelischen ntertanen Wenn damıt zugleic dem Staat
nützte, sah arın keine ungute ermischung verschiedener Ebenen

Ziur Zeitgeschichte vgl. uber, eutsche Verfassungsgeschichte se1t 1789 (Reform
un Restauration 1789 D1s Stuttgart/Berlin/Köln/Maınz Au:  F 1967; Nipperdey,

eutfsche Geschichte 1800 — 1866 (Bürgerwelt und tarker Staat), München 1983;
ehler, eutsche Gesellschaftsgeschichte (Vom Feudalısmus des Alten Reiches bis
ZU)] Defensiven Modernislierung der Reformära 1700 und 11 Von der Reformära ıs
ZULI. industriellen und politischen eutschen Doppelrevolution” 1815 München

Aufl 1989
Vgl Geck, A 9 Schleiermacher als Kirchenpolitiker. Sein Anteil den Auseinanderset-
zungen die eiIiorm der Kirchenverfassung 1n Preußen Bielefeld 1996
Iinsbesondere Teil D
Vgl (Goeters, J.E. Die Reorganısatıon der staatliıchen und kirchlichen erwaltung 1ın den
tein-Hardenbergschen Reformen: erwaltungsunion der kirchenregimentlichen UOrgane,
1n Goeters, F.G./Mau, gg.), Die Geschichte der Evangelischen TC der Unıion E
Leipzig 1992, J hier‘: B1
Zum err1torlalsystem vgl Cchlaıc.  © Kı} Der rationale Territorialismus. Diıie Kirche unter
dem staatsrechtlichen Absolutismus die en! VO: 1 Z.UII 18 Jahrhundert,
54 (1968), 269 34()
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menschlichen Lebens, sondern die Wirkung e1INes segensreichen mpli-
kationszusammenhangs.‘

en der „ Verstaatlichung‘“ War das zweiıte Kennzeichen des
Rechtszustandes der Kirche ihre „Zersplitterung“. Das AllgemeinePreußische Landrecht kannte als TO. kirc  ıchen Rechts 1Ur die Orts-
gemeinde, die SOg „Kirchengesellschaft“. Mehrere Kirchengesellschaf-
ten eien ZWar eine „Religionsgesellschaft‘“, doch beruhte deren
rechtliche Zusammengehörigkeit allein auf ihrer Unterordnung untier
die geistlichen Staatsbehörden 8 In der Praxıis eförderte dieses SystemXdie lehrmäßige un lıturgische Singularität der KEiınzelgemeinde.?®

uch die kirchliche „Zersplitterung‘ galt als segensreich. Denn S1e
ZEersStOorte die kirchliche Hıerarchie, qals deren perhorreszierender Inbe-
griff die Herrschaft des Papstes ber den mittelalterlichen Staat galt SO
wurde nicht 1Ur der Staat als eigenständige gute Ordnung Gottes W1e-
derentdeckt, Ssondern zugleic das Gew1lssen der Gläubigen VO  w klerika-
len atzungen befreit Der Staat ahm der Kirche die „potestas eccle-
s1astıca externa“ ab, damıiıt S1e sıiıch der rel1g1ösen und sıttlichen Vervoll-
kommnung ihrer Mitglieder wıdmete S w1e die ekenntnisschrif-
ten vorsahen: „sıne V1 humana, sed verbo*‘‘ 10 Daß sich 1m erlauftfe
der e1ıt el auch die „POotestas ecclesiastica interna“ einverleibte,
stand auf einem anderen Blatt

Kollegialtheorie un Presbyterialsynodalverfassung
1ne den Rechtszustand der Kirche ZWar och nicht prägende, 1mM

Denken der Menschen aber zunehmend Bedeutung gewıiınnende alter-
natıve Begründung des Kirchenregiments vertraten die Anhänger der
Kollegialtheorie.1! TC un: Staat nıcht göttliche Stiftungen,
on als Kronprinz bezeichnete Friedrich ilhelm 11L „die Religion als estie Stütze des
Staates“ uUrc die Obrigkeit wıe ntertanen „ LUr rfüllung iıhrer Berufspflichten auf das
heiligste verpflichtet“ würden; zıtiert bei endland, W., Die Religiosität und die kirchen-
politischen rundsätze Friedrich eims des Dritten 1n ihrer edeutung für die Ge-
schichte der kırc.  ıchen Restauration, (Heßen 1909, 18
Allgemeines Aandrec. für die Preußischen Staaten VON 1794, hg VO!  S Hattenhauer,
Tankiu: erlın 1970; hier IL Teil 11 'Titel 858 10 14
Im Jahre 18192 tellte die Regierung Neumark fest „[Viele rediger drücken sıch Oft
verschieden ausS, daß die Gemeinde Glieder welche S1e hören oft 9ar N1C. das, Was S1Ee
hören, en reimen können. In den Agenden und Liturgien herrscht oft 1ıne
andere Sprache, als 1n den Predigten und 1ın den Catechismen 1ne andere als 1n den
Catechisationen.“ Daraus olgte die orderung: „Keın Pfarrer dart hne Kınstiımmung der
ynode einen eigenen atechismus, Gesang Buch der lturgle einführen.“ RegierungNeumark (Geistliches Departement) Innenministerium (Kultusabteilung), 8.03.1812;

10
StA Kep 76 111 Sekt Abt X11 Nr B 48r ODr; hier: 49v 52r un! 61r
Die Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche Herausgegeben 1mM Gedenk-
jahr der Augsburgischen Konfession 1930, (Göttingen 10 Aufl 1986, 124 (CA XXVIMN).Zum Kollegialsystem vgl. Schlaich, Kollegialtheorie. Kirche, ecCc un! aa 1n der
Aufklärung, Jus ecclesiastiecum Ö, München 1969
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sondern MenscC.  iche chöpfungen ZUL Verfolgung unterschiedlicher
Zwecke. Insofern esa die Kirche, gleichsam RDEa G Vertrag entstanden,
eigene Gesellschafits- („Kollegiats-") rechte, die S1e dem Landesherrn
während der Reformationszeıt TEeLLC kommissarisch anvertrau hatte
(„Ubertragungstheorie“‘). Auf diese else trat neben die geschichtliche
Legitimation des ummepiskopats selne systematische Liımıitatıon.
Denn jederzeıt konnte die Kirche die ihr ursprünglic zugehörigen kır-
chenregimentlichen Befugnisse ( 1ura 1n SaCra“) zurückverlangen un!
den andesherrn auf se1ine kirchenhoheitlichen Aufsichts- und, Schutz-
rechte der Kirche egenüber („lura C1Irca sacra‘) zurückwertfen.

Kirchenverfassungsrechtlich traten die ertretier der Kollegialtheo-
rıe 1ın der ege als Anhänger des presbyterial-synodalen Verfas-
sungspr1inz1ps hervor, das der ZU Subjekt ihres Regiments emMmpOTSge-
wachsenen evangelischen Kirche autf biblisch-reformatorischer rund-
lage Struktur geben vermochte. Unabhäng1 zunächst VO. eventuel-
len politischen Implikationen zwangen S1e Friedrich Wilhelm 111 damıt
eine Diskussion auf, die seıne Stellung aqals „ SUMIMMNUS epiSCOPUS” betraf

Konstitutionalismus un:! Französische Revolution
ährend sich diese Auseinandersetzungen abspielten bZw. andeute-

ten, stand Preußens Politik ganz 1m Zeichen der ermeldun e1INeSs HTr
e1gn1sses w1e€e der Französischen Revolution 1mM e1ıgenen an €e1
hatte sich als unmöglich erwlesen, die Prinzıpıen der Revolution e1IN-
Tach ignorleren. Die ironisch qals „Königlich-Preußische Geheime
Staats-Revolution“ (Rüstow)** bezeichnete Politik der eformparteı
c<ollte durch Reformen VO  a oben leisten, W as eine Revolution andernfalls
VO  5 untienS hätte.!®$ Langsam „längerfristig” sollte das
olk un! tatsäc  Ar auch der ON un! die Beamtenschaft den
edanken e1lıner „Nationalrepräsentation“ herangeführt werden.!*

Dann kam die französische Besatzung. Und während der König hilf-
10s 1 Königsberger Kıxil saß, gelang die Befreiung IT UT eine ” In-
surrektion”; die nationale Identität unabhängig VO.  n der TONeEe schuf.}!>

12 /atiert 1n Spiegel, X Schleiermacher als eologe der preußischen eformbür:  ratie, 1ın
en, K./Jorgensen, n al gg. Schleiermacher 1m besonderen 1N!  1C. auf se1ne
Wirkungsgeschichte 1ın Dänemark, Kopenhagen/München 1986, 37 IÖ; hier: 40)

13 Eiıtwa nach dem des ‚liberalen‘ Theologen Bretschneider: „Man muß vernünftig
reformiren, amı N1ıC gewaltsam revOolil: werde.“; zıtiert bel Graf, Der eutfsche
Protestantismus un! die Revolution der Katholiken, P'Ch 78 (1989), 299 308; hlıer: 296

14 Rundschreiben Steins die Mitglieder des General-Departements [, Politisches esta-
ment], err VO.: e1n, Briefe un! amtliche Schriften 11/2, hg. VO.  - Hu-
batsch, W., u  ga: 1960, 9838 992; hler: 990

19 Denkschrif: Steins [Darstellung der Lage VO:  - Europa]l, 1.8.1808; Freiherr VO)] eın
RBriefe und amtlıche Schriften 11/1, hg VO  w ubatsch, W., u  a 1959, 808 ö12; hier‘:
810



Der ONn1; War jetz ge: Verfassungsversprechen abzuge-
ben 1mM erlautie der eit immerhin TEl der Zahl.16

Erst miıt dem Sleg der lianz ber apoleon schien der Spuk eenNn-
det Das Damoklesschwert der „ Volkssouveränität‘, das ber den Häup-
tern der europäischen Monarchen schwebte, konnte och einmal abge-
hängt werden. aIiur senkte sich die Bleiglocke der ea  107 ber uUuro-
Da auch un! nicht zuletzt ber Preußen Seit den 37  arlsbader Be-
schlüssen“ VO August 1819 erfolgte die urückdrängun konstitutio-
neller Ansätze Die „Demagogenverfolgungen“ mıiıt ihren Bespitzelun-
gen un! Verdächtigungen derer, die e1INe Konstitution anstrebten, vergif-
eien das politische un! gesellschaftliche Klima. Für die Mitgliedstaa-
ten des Deutschen Bundes verbot SC  jeßlich Artikel 13 der Wiener
Schlußakte die Einrichtung repräsentatıver zugunsten landständischer
Verfassungen. Es gıng fortan die Verteidigung des „monarchischen
FTIHZIPS . der ungeteilten Souveränıität des Monarchen 1mMm Staat.1”

IDie presbyterzal-synodal verfaßten Kırche ım Westen
Das Urc den Frieden VO  - Tilsit 1M TEe 1807 auf das Gebiet eines

Reststaates zurückgeworfene Preußen Trlebte auf dem Wıener Kongreß
eıiınen kaum och für möglich gehaltenen ufstieg E:  — europäischen Mıt-
elimac Im Westen wurden Preußen die Gebiete Jülich, Kleve,
Berg (seit 1815 Provınz Jülich-Kleve-Berg) un die Grafschaft Mark
(seit 1815 ZU. Provınz Westfalen) zugesprochen bzw. zurückgegeben.
Hier galten se1t den Jahren 1662 bzw. 1671 un! 1687 reformierte un!
lutherische Kirchenordnungen, denen zufiolge sich die dortigen Kirchen
1n Presbyterien un! Synoden selbst verwalteten.!®

Wenn Friedrich Wilhelm 11I1 NUu also VOL der Aufgabe stand, die
Gebietszuwächse des Jahres 1815 ın die politische un!' kirchliche Ver-
waltung des Staates integrıieren, erw1es sich die presbyterlal-syn-
ale Verfassungstradition des Westens als Stolperstein für die _-
kürzte Durchführung territorlalistischer Verfassungsvorstellungen. Tfı
SaC  1C schwang sich der Westen 1M Zuge der Errichtung einer „ DIEU-
ischen Landeskirche  66 dem Versuch auf, den presbyterial-syn-
16 9 2.5.1815 und 1.1.1820; vgl uber, eutsche Verfassungsge-

Schıchte se1t 1789 (Reform un! estauration 1789 bis Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz
1967, 296 297, 302 304 und 310 311

17 Vgl uber, eutsche Verfassungsgeschichte se1t 1789 Reform und Restauration
17/89 bis Stuttgart/Berlin/Köln/Maiınz ufl. 1967, 646 651

138 Zu den estimmungen der reformilerten Kirchenordnungen für Kleve un! Mark un!|
für ührc un! Berg 1671) SOWI1e der Iutherischen Kirchenordnung {Üür Kleve un! Mark
(1687) vgl Neuser, Die Entstehung der Rheinisch-  '\estfälischen Kirchenordnung, 17
Goeters, J.F.G./Mau, Hgg.), DIie ‚eschichte der Evangelischen Kirche der Unıon E,
Leipzig 1992, 241 256; hier 249 243

QQ



odalen Verfassungsgedanken auft das Staatsgebiet auszuwelten
Die weitgehend akademisch geführte Auseinandersetzung zwischen
Territorial- un! Kollegialsystem wurde einer die Verfassungswirk-
1C  el un damıt das Leben der Menschen 1ın den Gemeinden direkt
erührenden öflfentlichen Debatte, die die theologischen Journale füll-
te.19

Der ummepiskopat, ach Auffassung der Theoretiker des Terr1ıtor1-
alsystems das „beste Regal” des andesherrn, stand auf dem pie.
Politische Implikationen der Auseinandersetzung die Reform der
Kirchenverfassung agen insofern aut der and Die folgenden Darle-
gungen sollen azu beitragen, klären, w1e sich die Diskussion

die Verfassung der preußischen Landeskirche, ob diese NU.:  ; konsisto-
rial oder presbyterlal-synodal verfassen sel, 1n die schwer entzer-
rende Gemengelage aus kirc  ıchen un! politischen otıven einordnete.
Vielleicht lassen sich auft diese Weise exaktere Erkenntnisse darüber
formulieren, die anfänglich erfolgversprechende kirchliche
Selbständigkeitsbewegung des beginnenden 19 Jahrhunderts ihrer
eıt geradezu mi1t Notwendigkeit scheitern mufßte

och zunächst den Anfängen der kirc  ıchen Verfassungsdiskus-
S10N, die bis 1n die Ze1it der Befreiungskriege zurückreichen.

il Tstie Inıtiativen ZUTF Reform der Kirchenverfassung (1812-1815)
a) IDie Breslauer Inıtıative

Chr Gaß, itglie des Geistlichen epartements der egıerun:
Schlesien 1n Breslau, brachte den Stein 1Ns Rollen Nachdem alle Orna-
ben der en Reformzeit während der Befreiungskriege storniert WOL-
den wandte sich P° Jun1 1811 das Innenministerium
(Kultusabteilung) un berichtete ber verheerende Zustände untier den
Geistlichen selnes Zuständigkeitsbereiches, die sich ihren Amtsp{lichten
als ın keiner 1NS1C gewachsen zeigten. Abhilfe So eiıne „ZzZWeckmä-
Bige Synodal-Verfaßung  c schaffen, die Gaß der Kultusabteilung bald
vorlegeno

Der 16 Januar 1812 annn eingesandte un! VO  - konzi1ıpierte
„Breslauer Entwurf‘“21 sa die Einrichtung reiner Geistlichkeitssynoden

Vgl Ventur, R: Die Presse als OT und KForum bel der Entstehung der ‚Rheinisch-West-
fälischen Kirchenordnung VOI 1835', Bochum 1990

20 Regierung Schlesien (Geistliches Departement) Innenministerium (Kultusabteilung),
26.1811; StA Rep {I1L Sekt Abt &4 Nr Bl B 2V.

21 Reglerung Schlesien (Geistliches Departement) Innenministerium (Kultusabteilung),
61612 StA Rep 76 111 Sekt Abt X 11 NT I, Bl Bn Qv. In der Anlage der
99  NIWU: elıner Synodal-Ordnung für die gesamte Protestantische Geistlichke: des Bres-
lauschen Regierungs-Departements  : [„Breslauer ntwurf"] StA Rep 76 111
Sekt Abt 241 Nr E 133 10r — 25vV.
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unter staatlicher Leiıtung VOT, deren Hauptzweck die Hebung des geist1l-
gen un geistlichen Nıveaus der Pfarrerschaf UuTC gegenseltigen (3@e-
danken- un Erfahrungsaustausch SOWI1E urce die ertigung w1ssen-
schaftlicher beiten seln sollte; kirchenregimentliche Befugnisse der
Synoden 1M eigentlichen Siınne nicht vorgesehen. Den Vorsitz
hatte eın VO. Staate ernanntier Superintendent.

Der Vorschlag, 1n Preußen Synoden einzurichten, War VOL dem Hın-
tergrund der gesetzlichen Bestimmungen des Allgemeinen Preußischen
Landrechtes ‚revolutionär’, enn attackierte die bestehende ersplit-
erun: des Kirchenwesens 1n die 1eliza zusammenhangloser „ Kir-
chengesellschaften“. Andererseits sollte der Prımat des Staates 1mM KIr-
chenrecht unangetastet bleiben So War 1es och nicht die OS1L10N der
kirc  ıchen Selbständigkeitsbewegung, die das Kirchenregimen 1n die
Hände eiıner presbyterlal-synoda verfaßten Kirche egen wollte

DIie Entwicklung ın der Kurmark (Brandenburg)
ba) Die Verfassungsinitiative der egıerung Kurmark

Berlin Sa 1n den schlesischen Vorschlägen zunächst die geeigneten
Mittel, der AL den theologischen Kahlschlag der Aufklärung danıle-
derliegenden Religlos1ıtät wieder auizunelien un: orderte alle egie-

des Landes einer Stellungnahme ZU. „Breslauer Entwur
qauf.22 Die einlaufenden Gutachten?? spiegeln bereıits einen 'Teil der SPAa-
eren Diskussion wıder. Aus VOTL hierokratischen Tendenzen be-
stand die Reglerung Liegnitz etiwa auf e1lıner staatlichen Bindung
der Synoden un!' schlug eiNe unverfänglichere Etikettierung als
„Prediger-Convente“ vVor.24 Die Reglerung Neumark begrüßte Synoden
als Mıttel dogmatischen un! liturgischen Vereinheitlichung®® un!
antızıplerte damit die Konzeption der Kabinettsordre VO Maı 1816.26

Besondere Aufmerksamkeit verdient das Gutachten der eglıerun.
Kurmark Referent War atorp, später Oberkonsistorialrat 1ın Westfalen
Er trat prinzipiell für die Einführung der westlichen Presbyterlalsyn-
odalverfassung e1n, natürlich zunächst 1mM Rahmen des bestehenden
Staatskirchentums. Erstmals War 1er VO  e elıner Vorbildfunktion der

22 Generalverfügung des Innenministeriums (Kultusabteilung die Gelstlichen Departe-
ments ın den Provınzlalregierungen, 0.1.1612:; StA Rep 76 111 Sekt Abt D
Nr T Bl 26r

23 Übersicht bel Fischer, E, Ludwig Nicolovius. Rokoko, eform, Restauration, u  ‚ga
1939, 368
Regierung Liegnitz (Geistliches Depaftement) Innenmin1iısterium (Kultusäbteilung)‚
22.:9.1812; StA KRep 176 I11 Sekt Abt XI[1 Nr }, Bl 66r 306r; ler‘ 68vV 69r
und 3V.

25 S.0
26 S.u. 1I1Le
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westlichen Verfassungstradition für die Ordnung der 1M späteren Osten
des Königtums liegenden Gebiete die Rede.?7

Darüber hinaus berichtete atorp VO  5 eilıner Verfassungsinitiative
selner eglerung, die 1n eigener Verantwortung Synoden einberuten
habe WO. olcher Synoden selen bereits zusammengetreten.*® Eın
Jahr später War VO.  ; S Synoden die Rede %9

Das Miınısterium orderte einen Gesamtbericht an S0 eieren War
jetzt TellNC nıicht mehr atorp, sondern THelsmeyer eın erklarter
S  er VO  5 Synoden. essen 1C War exemplarisc. für die terrıtorla-
Listische orge VOL eıner „protestantischen Priesterherrschaft“ 1ın Staat
un! TC Die Synoden, Helsmeyer, zeigten eiıne bestürzende Ten-
enz ZUTr Unabhängigkeit un neigten dazu, „eınen Staat 1mM Staate ZU|]
errichten“. SO beschwor das Angstbild der päpstlichen Tyrannei un
empfahl die Beibehaltung des gegenwärtigen, ure das Allgemeine
Preußische Landrecht geregelten Zustandes 31

Hazıt Kaum hatte die eglerung Kurmark die Synoden einberufen,
da am S1e auch schon Angst VOT den Geistern, die S1e gerufen hatte

bb) Ditie Versammlung der kurmäüärkischen Superintendenten ın Berlın
(8./9 unı

eliche Geister 1es das zel  e siıch, als urmärkische uper-
intendenten 1n Berlin elınNner ‚Provinzialsynode’ zusammentrafen .32
1ese Versammlung War glatter Rechtsbruch Denn ach dem geme:1-
nen Preußischen Landrecht estimmte allein der aat, 0D, Wann un!:

Synoden stattfanden.®3 Als ihr precher irat der Superintendent des
Berliner Kirchenkreises Fri1edrichswerder, Küster, auf eın Verfechter
kirc  1l1cher Selbständigkeit 1M Sinne des klerikal-synodalen erias-
sungsmodells.

Über die urmärkische Provinzlalsynode’ VO Juni 1814 ist weni1g
bekannt S1e verabschiedete eine Adresse den ONnl Sie gıng also
nıcht den Weg der 1M absolutistischen Preußen ZWar nicht ganze

2’7 KReglerung Urmar. (Geistliches Departement) Innenministerium (Kultusabteilung),
1.6.1812; StA Rep 16 III Sekt Abt XII Nr %, Bl 88r 96v; hier U3r Q96v.

28 Vgl d
2 Regilerung Urmar. (Geis  ches Departement) Innenministerium (Kultusabteilung),
9StA Rep 716 111 Sekt 12 Abt XIV Nr I! Bl

30 Innenministerium (Kultusabteilung) Reglerung UuUrmar:': (GeistLliches Departement),
9StAÄA Rep 111 Sekt 22 Abt M, Nr 1, RI ir
Keglerung Urmar. (Geistliches Departement) Innenministerium (Kultusabteilung),
28.9.1814:; StA Kep 76 I11 Sekt 12 Abt SC Nr 1L, B T e 13v; hler: Qr
Vgl Foerster, E, Die Entstehung der reußischen Landeskirche unter der Reglerung ID
nıg Friedrich eims des Dritten . Tübingen 1905, 204 205

33 Allgemeines AaNndrec für die reußischen Staaten VOII 1794, hg. VO:  5 Hattenhauer, B:
Frankfurt erlın 1970; hier: 88 Teil 171 Titel 141
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schlossenen aber doch heiklen „Appellation das ı1ıkum  6
Man 1e sich vielmehr die Kleiderordnung un legte dem den
Befreiungskriegen siıegreichen Souverän eE1iINe als Huldigungsschreiben
stilisierte eiltion en Darın baten die Superintendenten die
Kınsetzung geistlichen omMM1SS10N zl Erarbeitung kirc  1ı1cher
eformvorschläge S1ie selbst hielten sich zurück deuteten aber daß
die Krıse der Kirche erster ın1ıe mi1ıt „den Mängeln der] protestantı-
schen Kirchenverfassung““3 zusammenhinge (jenaueres War der TE
schrift jedoch nicht entnehmen Aus der Zeıtung erfuhr INa  n daß die
Superintendenten die Absicht verfolgten, „die Kirche VO dem 1nNILiuD3e
weltlicher ehorden mit Ausnahme des Landesherrn unabhängiger
machen“

1eSe Kre1ign1sse StTellten AUS staatlicher 3“ eliNne dramatische Eint-
wicklung dar Hıer hatten Geistliche gewagt, sıch „dUuS e1gener oll-
macht“‘“>37 versammeln sich untereinander ber zukünftige g-

Schritte verständigen die auf eiINe Herauslösung der Kir-
che AUSs staatlicher evormundung hinauslaufen sollten on die freie
Synodalwahl ihres Präses War qals solche ein klares Bekenntnis
das bestehende staatskirchliche Beamtentum So bezeichnete cnleler-
macher die urmärkische Provinzlalsynode VO Jun1 1814 ec als
„CINeE außerordentliche 'That des ufgeregten (Gjelstes der kühn ber die
egebene orm hinausging‘“

DC) Die Vorschläge DO  S Küster un eumann
Im Jahre 1815 veröffentlichten Üüster Neumann und ihre be-

rühmte Verfassungsschrift der S 1E omnentlic den 39 Grundsatz völlig
freien Synodalverfassung vertraten und eliNnen mehrglie!  igen ufbau der
Kıirche vorschlugen Pres  er1um Krels- Provinzlal- und Obersynode

SO e1in egTi: Altensteins Aaus anderem Zusammenhang, der die orge des absolutistischen
Staates VOL entstehenden der Reglerungspolitik T1U1SC. gegenüberstehenden „Öf-
fentlichen Meiınung“ erkennen 1äßt Altenstein Rıbbeck 26 1821 StA Rep

35
76 111 Sekt Abt XII Nr Bd I B IOr = LTr hier 10v
Superintendenten der Kurmark T1E!  C Wilhelm 111 1814 StA Kep
Abt la Gen Nr 18 Bl

9  9 Theologische achrichten er1Cc. ber die Provinzialsynode der Superintendenten der

37
urmar'! VO: /9 1814 47 49
Vgl Anm 36

38 Schleiermacher, B er cd1e für die protestantische Kirche des preußischen Staats
einzurichtende Synodalverfassung. Kınige emerkungen vorzüglich der protestantischen
Geistlichkeit des Landes ew1ldmet, Berlin 1817, 49
Küster,  9 /Neumann, ebel, Grun|:«  ınıen igen Verfassung der
protestantischen Kirche preußischen Staate Dreı Vorschläge der Superintendenten
Berlin 1815 Vgl azu Rıs, Der ‚ KIrc. Konstitutionalismus“ Hauptlinien der
Verfassungsbildung der evangelisch lutherischen Kirche Deutschlands 19 Jahrhun-
dert Jus Ecclesiastiecum 33 Tübingen 1988 1192 114
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Was aber bedeutete „eıne völlig freie Synodalverfassung“? üster
vertrat das VON Helsmeyer inkriminierte klerikal-synodale ertias-
sungsmodell mıiıt eiınem 99  ber-Bischof“ der Spitze der Geilistlich-
keitspyramide.*° Neumann suchte den Mittelweg zwischen den Extre-
INne  5 erwollte „die Macht der TC ber den aa aus(zu)deh-
HE, w1e die Päpste“ och „die TC der Gewalt des Staats hin(zu)ge-
ben WI1e das Territorialsystem“. SO orderte kirchenregimentliche
Befugnisse für die Synoden, das Amt e1INeSs evangelischen Oberbi-
scho{fs aber als unprotestantisch agh.4l

Der tiefgreifende Dissens innerhal der kirc  1ıchen Selbständig-
keitsbewegun ze1igt: Die ra der Herauslösung des ummep1iskopats
AaUus dem Majestätsrecht War 1n jeder 1NS1C problematisch. Bınnen-
IT  an gesehen drohte die erausbildung e1ines Episkopalismus, der
die evangelische Kirche ach Meınung vieler Zeiıtgenossen ın eiıNe
vertretbare ähe Z römischen Katholizismus gerückt hätte Politisch
gesehen drohte der Monarch, dessen ellung als weltlıches Oberhaupt
selINer TYC auch üster un Neumann unangetastet ließen, einem
bloßen Repräsentanten Se1INer früheren Souveränitätsrechte herabzusıin-
ken Beide Entwicklungen, Ww1e S1e sich als Konsequenz AUuSs diesen WKOTr-
derungen ach eiıner 27 freien“ Kirchenverfassung ergeben konnten, rühr-
ten also den Bestand des bisher mehr oder weni1ger unangefochten 1ın
Geltung stehenden Staatskirchentums.

Die ntwicklung 1n der Grafschaft Mark (Westfalen
ährend die kurmärkischen Gemeinden auft dem Boden aktueller

staatlıcher Inıtıatıven aglıerten, konnte und wollte der Westen auch mi1t
seliner presbyterlal-synodalen Verfassungstradition ‚wuchern/). DIie
den Erhalt dieser Tradition stand deshalb Anfang der eziehungen
dieser Kirchen Friedrich Wıilhelm als ihrem andeshertn.

In der Gra{fschaft ark {TAT die lutherische märkische ynode 1mM
ugus 1814 erstmals se1t der Wiedervereinigung miıt TeU-
Ben Sie beschloß, ihren andesherr 1 Rahmen e1ınNnes Huldigungs-
schreibens den Erhalt der bestehenden Pres  erlalsynodalverfas-
SUung bitten.%2 SO War INa hocherfreut, daß der ON1 mıit Kabinetts-

4.() Küster, 5.C.G./Neumann, ebel, K} Grundlinien einer künftigen Verfassung der
protestantischen Kirche 1mM preußischen Staate Dreı Vorschläge der Superintendenten,
erlın 18195, 15
Küster, 5.C.G./Neumann, C.H./Tiebel, K.E. Grundlinien einer künftigen Verfassung der
protestantischen 1TC. 1mM preußischen Staate Dreı Vorschläge der uperintendenten,
Berlin 1815, 162

49 Vgl Verhandlungen der Iutherischen ‚ynode der Grafschaft Mark VO: 1814 S&
10 123: moderner ruck: GÖöbell, (Hg.), Die evangelisch-lutherische Kirche 1n der
Grafschaft Mark. erfassung, Rechtsprechung und Lehre Kirchenrechtliche Quellen VO:  S
1710 1818 IIL, VWKG.B 10, engeric. 1983, 1044 1097; hiler: 1048 1050
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ordre VO Oktober 1814 sich feierlich verpflichtete sich den unsch
„die an schon bestehende Synodal Verfassung der Geistlichkei
der Grafschaft ark fernerhin beyzubehalten STEeTis empfohlen SC
en  “ Ahnliches sicherte Nicolovius später auch dem refor-
mlerten Präses einnar‘

Was INa  n nicht wußte Im November 1814 präzısıerte chuckmann
die Berliner Verfassungspläne Vincke egenüber Danach wollte Berlin
Synoden ZWAarLr einrichten aber NUr „neben un!: untier UÜISIC der e1St-
lichen Landesbehörde“ Das aber entsprach keiner e1lse der märkı-
schen Verfassungstradition

SO die Beziehungen der presbyterialsynodal verfaßten KI1r-
chen der Gra{ischaft Mark FAr preußischen onı UrcC einNn ißver-
ständnis überschattet das die hnehin konfliktträchtige Ausgangslage
NUr omplizieren konnte

111 Der Ausbau des landesherrlichen Kirchenregiments
Die Liturgische Kommission (17 eptember

Schnell tellte sich heraus daß der Staat der eIorm der Kirchenver-
fassung, SEe1 11U. Sınne konsistorialen Ooder pres  er1-
q | synodalen rundgedankens keinerlei Priorität eEeINTAaUMTIE on VO  -
er War die Einberufung „Liturgischen oMM1SS10N Sep-
tember 1814 kaum wen1ıger als einNn Atffiront die synodale EeWe-
gung WAar er1e sich chuckmann aut die Inıtıatıve der kurmärki-
schen Superintendenten iınberufen wurde aber nıcht e1InNne Verfassungs-
sondern eiNne Liturgische OoOMM1ISS10N deren hauptsächliche Aufgabe
der erstellung liturgischer 39 Gleichförmigkeit“ bestand

DIie kurmärkischen Superintendenten sahen sich natürlich einNn Tl
sches AC gerückt un! präzısıerten ihren Standpunkt öffentlich Neu-
INann schrieb N uNSerTeT Versammlung ıst nıemals UvON der Verbesse-

43 ledr1iCc. Wilhelm I88| Bädeker 1 10 1814 StA Rep 111 Sekt D'{ Abt XIV
Nr RI Lr moderner ruck Ööhne Die Entstehun: der westfälischen Kirchen-

WFKG ıtten 1974 157
44 Innenministerium (Kultusabteilung) Reinhard 1815 StA Rep 76 {11 Sekt

27 Abt X IV Nr 153| 11lr Zu dem gesamten Vorgang vgl Kampmann Verordnete
kirchliche Gemeinschaft — Die Einrichtung des Kirchenkreises 0eS VOTLT 175 Jahren,
JWK!  e (1994) Da 195; hier: 153 Anm

45 chuckmann Vincke, 14 in1814; StA Rep 706 I3 Sekt D' Abt XIV Nr BdI
Bl E 3V

46 ublikandum Einberufung „Liturgischen Kommission“ 17 1814 moderner
ruck |Auszug Yoerster Die Entstehung der reußischen Landeskirche unter der
eglerung ‚ON Friedrich eiIms des Drıitten Tübingen 1905 206 207
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TUuNGg der Liıturgıe dıe Rede gewesen.“ Vorrang habe die eIiorm der
Kirchenverfassung.*‘

Schleiermacher griff 1n die Diskussion eın Er wurde sarkastisch.
Nun würde- sich 1n Preußen allein Jaur en chwingen der Kom-
missionsmitglieder] CGiott erheben‘“. SO machte eutlıc daß Liıtur-
gische Veränderungen autf der Basıs e1ınes „repräsentatıven Kirchen-
regiment[s]“ sinnvoll sejen .48

IDIie Einsprüche hatten Erfolg. Denn die Liturgische Kommission be-
schäftigte sich SC  ießlich doch och mi1t der Verfassungsfirage un!
schlug eine Mischverfassung AaUSs synodalen un!' konsistorilalen Elemen-
ten VOTL. Um eın „protestantısches Pabstthum‘“ vermeiden, ollten die
kirchenregimentlichen Befugnisse ın den Händen der geistlichen Staats-
enNnorden verbleiben miıt dem Oberkonsistorium ihrer pitze.**

Zweierlei bleibt festzuhalten Erstens Das kirchliche eamtentum
konnte sich AUusSs OT! VOTLT eiıner priesterlichen Hierarchie Synoden 1Ur

annn vorstellen, WEeNnln nicht zugleic auch die „ Verstaatlichung“ des
Kirchenwesens aufgehoben würde. welıtlens Schleiermachers ück-
wünschungsschreiben“ bediente sich eıner vielsagenden Nomenklatur,
indem es den egri der kirc  ı1ıchen „Repräsentation“ ın das ewußt-
sSeın eiıner breiteren OÖffentlichkeit hob War, Tragte INa  ; 1n diesen
politisch sensiblen Zeeıten, die synodale Bewegung etwa ein willin des
„politischen Konstitutionalismus“? Neben den „Hierarchieverdacht“
trat SOomM1t eın och gefährlicherer erdacCc der erdacCc konstitutio-
neller Machenschaften un politischer Unzuverlässigkeıt: der „Republi-
kanismusverdacht“

47 Neumann, Aus welchem Gesichtspunkte muß die ın Nregun; gebrachte Verbesse-
der protestantischen Kirchenverfassung betrachtet werden. Worte der Verständigung

und eruhigung das ber die Angelegenheit och N1ıC. unterrichtete 1CUmM beson-
ers ın ezliehung auf cie rwlederung auf cdie WOo der Commissarlen,
Berlin 1819, v

45 Schleiermacher, F.D Glückwünschungsschreiben cdie Hochwürdigen Mitglieder der
VO:  5 ST. ajestä dem ONn VO  - Preußen ZU.  — Aufstellung lıturgischer Formen C1-

nannten Comm1ss1o0n, Berliın 1814, 9,
44 „Gutachten der Geistlichen KOommi1ss10n, die Verbesserung der Kirchen-Verfassung Dbe-

trefend “ 6:6.18195:; Oderner ruck Foerster, E., Iıie Entstehung der eußischen Lan-
eskırche untfer der Regierung On1; Friedrich eims des Dritten E: übingen 19095, 319

395; hier esonders 360 381 99 Kirchen-Verfassung‘].
510 chuckmann beschwor die .‚„efahr eiıner „republikanische[n] erfassung“ der Geistlich-

keit; „Gesamtbericht des Staatsministeriums ber das VO!]  - der liturgischen KOommıssıon
eingereichte Gutachten“, 6.1.1816; moderner TUC. Hoerster, E., Die Entstehung der
reußischen Landeskirche unter der eglerun; (0)808 Friedrich elms des Drıtten 1,
Tübingen 1905, 403 423; ler‘ 413
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Dıe inriıchtun. eiıner Konsistorialverfassung (30 prı
Das Ministerium wartetite den Erhalt des Kommissionsgutachtens

nıicht ab Bereits 1 Aprıl 18195 ergıng die „ Verordnung verbesser-
ter Einrichtung der Provinzialbehörden“. Die Grundlegun; der
Kirchenverfassung geschah als eın Hoheitsakt ohne Mitsprache der Be-
troffenen.

Preußen wurde 1n zehn Proviıinzen unterteilt, mıiıt einem erpräs1-
denten der Spitze. Dıie kirc  ıchen Angelegenheiten agen 1n der
and eigener „Provinzlalkonsistorien”. Den Vorsıtz hatte der Oberprä-
sident, wodurch die Konsıstorien klar als geistliche Staatsbehörden aus-

gewlesen In Hinsicht auftf die Protestanten kamen ihnen 1eSs als
Ausfluß des Summepiskopats auch die „1Ura 1ın sacra“ z11.°1

Die verfassungsgeschichtliche Importanz der Verordnung ist nıicht
eindeutig: egenüber der bestehenden egelung lag iıhr Vorzug 1n der
Ausgliederung der kırchlıchen Angelegenheiten AauUus den reıin politischen
Innenbehörden.®°? Auf der anderen Seite hatten eventuelle Synoden auch
1n eıner konsequent durchgeführten Konsistorialverfassung keinen kır-
chenregimentlichen Splelraum.

Der War vorprogrammlilert. Im Westen Tragte INa  - sich, W1e€e der
Onı sSeın Versprechen, die märkischen Synoden „beyzubehalten“,
ter diesen Umständen einlösen wollte

C) Die Kabinettsordres des Jahres 18316
Die Kabinettsordre VO DE Maı 1816 gab die Antwort. Der ON1

ordnete die inrichtung VO  } Presbyterien, KTrels- un!' Provinzialsynoden
Ihre Aufgabe War die 11Iis1C ber die Pfarrer un Kandıdaten

SOWI1eEe ber den Religionsunterricht. Darüber hinaus rho{ffte sich VO  ;
den Synoden die Herstellun: der „Einigkeit 1n der Lehre un! Liturgile”.
Dabe!i ollten die Kreissynoden vorarbeiten un! die Provinzilalsynoden
„Beschlüsse“ fassen, die Urc das Kons1istorium den Innenminister
elangten. Superintendenten, Generalsuperintendenten un! Konsısto-
rlalräte: die gesamte kirchliche Beamtenschaft sollte VO onı ernannt
werden.

„ Verordnungnverbesserter Einrichtung der Provinzlal-Behörden 0.4.18195 (& 249
moderner ruck |AUSZU; Rahe, W., Eigenständige der staatlich gelenkte Kirche? Ziur

7
Entstehung der westfälischen 1rC. 18195 1819, JVWKG.B 9g, Bielefeld 1966, 98 100
Schleiermacher 1e diıe Geistlichen Departements der Reglerungen für ehörden, AI
denen das polizeiliche Element ungeheuer dominirt“, während miıt dem Fortbestehen
der Konsistorien vorläufig einverstanden WAarT . Schleiermacher Gaß, 5.71.1817% Hr
Schleiermacher’s Briefwechsel mıiıt J .Chr Gaß Mıt elINer biographischen Vorrede hg. VO  5

Gaß, Berlin 1852, 136 141; ler‘ 137
33 Kabinettsordre VO: 1:9:1016; StA Rep 76 111 Sekt Abt XII Nr L, B 149r

151r moderner TUC. Foerster, E, DIie Entstehung der reußischen Landeskirche unter
der eglerung Önig T1edT1C. eims des Dritten K Tübingen 1905, 4923 4928 ler‘ 4925
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Die verfassungsmäßige Stellung der angeordneten Kre1ls- un! Pro-
vinzlalsynoden ließ das 1ın den Konsistorien präsente landesherrliche
Kirchenregiment unberührt Es gıng die Herstellung der ehrmäßi-
gen un liıiturgischen Einheit der TC das kirchenpolitische
„Lieblingskind“ des Königs. Niıicht ZAL Debatte standen die Fundamente
der Neu geschaffenen Konsistorialverfassung; Überwindung der „Zer-
splitterung“ der rche, Beibehaltung ihrer „ Verstaatlichung‘‘: Synoden
ZU. EmMizientisierung des landesherrlichen Kirchenregiments.

Hınzu kam daß die mıit Kabinettsordre VO B November 1816°4 für
das Jahr 1821 angekündigte Generalsynode eben nıcht angeordnet, SOMN-
dern L1ULr angekündigt, 1ın Aussıcht este. wurde. Das gesamte
Synodalwesen gerıet damıiıt untier einen merkwürdigen Vorbehalt un
rhielt analog der politischen Verfassungsentwicklung den Cha-
rakter e1INeSs ‚kirchlichen Verfassungsversprechens‘ .°

Im Westen War INa  5 ber diesen Gang der Entwicklung mehr a1s
enttäuscht Bäumer „Aus der erfügung uUuNsers Hochgeehrten Ön1gs,
daß 1mM Lande Krels un Provinzial Synoden ehalten werden
sollen geht och nicht hervor, daß die presbyterianische Kırchen Verfas-
Sung allgemein eingefü. werden So.56

Bäumer hatte mehr als recht Tatsächlich gıng AUS dieser erfügung
klar hervor, daß S1e nıcht eingefü werden sollte

Der „Entwurf eiINer ynodal-Ordnung“ (10 Maı

Ehrenberg YThielt den Auftrag, auf der rundlage der Kabinettsor-
ren des Jahres 1816 einen kirc  ıchen Verfassungsentwurf uszuarbeli-
ten Dieser wurde den Synoden Zr Verhandlung vorgelegt, wobel eben
nicht mehr die Fundamente der Ordnung, sondern 1Ur och mehr
oder wenıger bedeutende Details Z Debatte stehen ollten

Der NIWU: der Synodal-Ordnung“>” zZeria. 1n 1er Abschnitte
räambel, Gemeinde-, Kreılis- un Proviınzlalebene. Eis eın Ab-
schnitt ber die Generalsynode. och 1M Konzept vorgesehen, strich
Ehrenberg iıhn dann doch für den TUC. Der Anspruch, daß 1ın den
Presbyterien un Synoden „diıe Kirche als eın Ganzes sıch darstelle

34 Kabinettsordre VO: StA Rep 76 111 Sekt Abt X I1 Nr } RI
153v.

20 5.0 16
518 Bäumer üper, 11.2.18171, zıtiert bel Kampmann, J 9 erordnete ırchliche Gemein-

SC. DIie Einrichtung des Kirchenkreises oes VOL 175 Jahren, JWKG 838 (1994), 139
195; hier‘ 160
NLW der Synodal-Ordnung D: StA Rep 76 I11 Sekt Abt X11 Nr }
Bl 1O27. 168v iKonzept]; Bi 169r — 185v [Reinsc.  1ift]  * Bl 1877 — 192v [Druck]; moderner
ruck Rahe, W., KEıgenständige der staatlıch gelenkte Kirche? Ziur Entstehung der west-
fälischen Kirche 1815 1819, 9, Bielefeld 1966, 126 155
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un! erweise“ ($ E wurde also letztlich nicht eingelöst. Im Minısterium
War die emmschwelle, der Kirche eiıne landesweite Stimme verle1i-
hen, ffenbar ungeheuer groß

Das Verhältnis des Entwurtfs den Kabinettsordres ist nıcht konse-
quen Fınerseıits wurde streng auft die staatlıche Bindung der kirchli-
chen Gremien gesehen, standen die Synoden „unter der UIS1IC un:!
Leıtung der geistlichen Staatsbehörde (& 1 Andererseits andeltie
sich gesellige Treffen der Pfarrer, die „ihren Brudersinn nähren|“
$ 27 indem S1e Akten, Erfahrungen, Bücher, Lesefrüchte SOWI1E Gelübde
er austauschten und sich salbungsvollen Ansprachen erireu-
ten Hiıer War der Könıg immerhıin weıter

Während Ehrenberg die KFreis- un:! Provinzlalsynoden kirchenregl-
mMentiliıc leerlaufen ließ, aute das Amt der Superintendenten un!
Generalsuperintendenten tragenden Säulen des Kirchenregiments
AU.  N Die Superintendenten hatten die UIS1IC ber Pfarrer, Kandidaten
un! chullehrer un versahen die Kirchenvisıtation. Wenn sS1e €e1
ZWAar als „UOrgan der Synode“” auftraten, War dies, da S1e VO ON1
ernannt wurden, doch „e1in leeres6 (Schleiermacher). Ahnlich ZOß
auf Provinzlalebene der Generalsuperintendent die Konsistorialrechte
weitgehend auf sich (Aufsicht ber Superintendenten, Pfarrer, Kandida-
ten un! Schullehrer), daß 1er auch die Konsiıstorien berflüssi-
gen, „durchlaufenden Posten“ (Schleiermacher) wurden.°®

Es entstand e1in verwirrtes, verwirrendes Bild der staatlichen KI1ir-
chenpolitik: Während der Köniıg Konsistorien mit ihnen untergeordne-
ten Synoden als Fundamente der Kirchenverfassung einrichtete, schlug
der zuständige Ministerialreferent gleichsam die Abschaffung dieser
Institute zugunsten VO  } Superintendent un! Generalsuperintendent
VOT

Dilie Kritiker hatten eichtes pie. In der Schrift er dıe Synddal-
Verfassung machte sich Schleiermacher Z11 Wwa. der „ursprüngli-
chel[n] Idee des Königs“ un wandte sich das sinnlose „ Wieder-
käuen“ VO  - tserfahrungen. enemen setzte sich die kıir-
chenregimentliche usze.  ng der Konsistorien ZU. Wehr und plädierte
für deren (vorläufiges Fortbestehen.°? Er kritisierte annn aber auch die
staatlıche Anbindung der Synoden un! e  a  ©; daß eigentlich es
„beim en  DL bleibe un! die Beratungen ; L1UT ZU Schein Treigestellt“

Entwurtf der ‚ynodal-Ordnung, $ 29,471; StA Rep 76 LIL Sekt Abt X I1 Nr
[ 1531 1837r 192v Druck] Zur TL „Entwurf der ‚ynodal-Ordnung‘“ vgl Schle1-

ermacher, ED er cie für die protestantische TC des preußischen Staats EeINZU-
richtende Synodalverfassung. Kınige Bemerkungen vorzüglich der protestantischen eist-
1C.  el des Landes gewidmet VOoN, Berlin 1817, 54

59 Vgl
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selen. SO orderte die Kreissynoden ZU afast gänzlichen mbildung“
des „Entwurfis der Synodal-Ordnung“ auf.60

Ebenso urteilte der Westen aumer „Kıne große Freude verursachte
uns die acC  1 der ON1. WwWOo die Synodalverfassung allgemeın 1n
seiınem Staate einführen; aber sehr wurde S1Ee herabgestimm als uns das
Consistor1um mi1t dem ekannten NIWUr der Synodalverfas-
sung bekannt machte. *% 61

Die folgenden Auseinandersetzungen versprachen, spannend WEeTr -

den

Die Synoden (1817-1819)
Die eissynoden

Die ichtung der Protokolle der preußischen Kreissynoden der Tre
1817/1818 sprengt die Möglichkeiten e1INes einzelnen. Kür eın aDscC  1e-
Bendes el. ist deshalb och Irü ınen vorläufigen ugri auft
die Verhandlungsergebnisse des Jahres 18147 erlauben die Konsistorilal-
gutachten.®“ Danach scheinen grundlegende Überlegungen D Verhält-
N1ıS VO  . aa un! Kirche keine herausragende gespielt en
weniı1gstens nicht 1mM Osten Im Vordergrund stand dıe pragmatische Kr1-
tik der Einrichtung VOINn Presbyterien.

Das Konsistorium Westpreußen 1ın diesem Zusammenhang
eiwa 7Z7WEe1 Einwände 1NSs Feld Erstens Es gebe weniıge Gemeindeglie-
der, die das notwendige relig1öse un! intellektuelle 1Veau mitbrächten.
Zwelitens Das geistliche Gefüge der Gemeıinden werde zugrundegerich-
tet, Wenn 1n Zukunft ( AS Beichtkind ber den Seelsorger un! Beicht-
vatier ab  heile(n)”. In hieß ganz unverblümt: „Man MUSSE 1Ur

WI1ssen, w1e leicht insonderheit das andadvo sich Empfin  lichkeit
un! Rache reizen lasse*‘ .65

Im intergrun dieser ängstlich ablehnenden Beurteilung der TeSsS-
byterien stand sicherlich eın sozlialgeschichtlicher Faktor. Loock 27 Vıe-

60 Schleiermacher, F.D er die für die protestantische TC des preußischen Staats
einzurichtende Synodalverfassung. Kinıge Bemerkungen vorzüglıch der protestantischen
Geistlichkei des Landes gewidmet VOIL, Berlin 1817, 69 70; hler: 75

61 Bäumer Henneke, zıtiert bei Neuser, Die Unıiıon VOTLT der Unıion die
erein1ıgun; der lutherischen und reformierten Kirchen der Grafschaft Mark 18 Sep-
tember 1811 1n Faulenbach, Hg.) Standfester Glaube. Goeters, JE SVRKG
100, öln 1991, 299 314; hier: 300

62 usführliche archivalısche Angaben bel Geck, A., Schleiermacher als Kirchenpolitiker.
Sein el. den Auseinandersetzungen die eIiorm der irchenverfassung 1n Preu-
Ben Bielefeld 1996, Kapitel 10  N 12

6  6 Konsistorium Westpreußen Innenministerium (Kultusabteilung), 6.9.1817; StA
Rep 76 111 Sekt Abt XIV Nr 1, Bl 206vV DA und 5 /V.
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le] rediger fürchteten, 1ın den Presbyterien nicht den Gläubigen der
Gemeinde Jesu Christı gegenüberzusitzen, sondern ihren Gläubigern 1n
der dörflichen Wirtschaftsgemeinde. ®4 Superintendent T1iemann aus

ommern, der Schleiermacher VOoON einem espräc mi1t atorp berich-
tete, brachte die Ostilıche Haltung auf den Punkt Natorp] scheıint mM1r

weıt en, daß eiıne Presbyterialverfassung eschaffen en
WIlLL, wı1ıe S1e dort untien 1n Westphalen est;  ©

Sowelt der Osten Im Westen dagegen verteidigten die eissynoden
ach Kräften das presbyterial-synodale Verfassungsprinzip wen1g-
Stens 1n den TOV1INZEN Jülich-Kleve-Berg un Westfalen rundlage
der Verhandlungen War dort die „Duisburger rklärung“ VO August
18617 die die Grundsätze kirc  1ı1chner Selbständigkeit innerhalb des
Staates folgendermaßen OTrTMUulle hatte Dankbar erkennt die Kirche
das Schutz-— un! Au{fsichtsrecht des Staates a doch wa S1e sich
selbst die 1n ihr allein ‚anordnendeln], richtendeln] un: verwaltendeln]
Behörd  67 Das War die Sprache des Kollegialsystems:; eiıne Verhand-
lungslinie, die der staatlıchen Kirchenpoliti diametral entgegenstand.

DIie Vereinigte Berliner ynode
ıne Sonderrolle untier den Kreissynoden spielte die Vereinigte erl1-

Ner ynode, gleichsam e1iıNe AUS den Geistlichen der Berliner Kirchen-
kreise zusammengesetzte Berliner ‚Gesamtsynode’. Schleiermacher
wurde ihrem Präses ewählt®® un! stieg damıt endgültig einem
Protagonisten der Ööstlichen w1e insbesondere der Berlin-Brandenburgi-
schen kirc  ıchen Selbständigkeitsbewe  N autf

Die ynode olgte ın ihrem Gutachten der Taktik Schleiermachers,
den „Entwurtf der ynodal-Ordnung“ die Kabinettsordres Uu-

‚00C. H.- Die preußische Unıion, der rel die Kirchenverfassung 18303 181‘7 und
die ea  102 der brandenburgischen Landpfarrer, 1n irke, A.M./Kluxen, Hgg.), KI1r-
che, DD} un! Gesellschaft 1m 19 Jahrhundert. Eın deutsch-englischer Vergleich, Mün-
chen,  eW York/London/Paris 1984, 45 65D; hier: 61

65 11emann Schleiermacher, 2.9.1817; Archiv der erlBr AdW, NT 469, 153 iır ZV; hier:
66 Vgl Norden, Vall, Kirche un! aa 1 preußischen Rheinland 1815 1838 DIie (Genese

der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung VO. 9310390 Öln 1990; Neuser, Der
amp die presbyterial-synodale Ordnung auf der westfälischen ‚ynode ın Lippstadt
1819, JWKG ( (1986) Yı 116

67/ „Erklärung der ın uisburg versammelten arrer Aaus den vereinıgten Ländern eve,
Berg und Mark VO! 19 Aug 1817 ber den ausgestellten Entwurt einer vorläufigen
ynodalordnung für die protestantischen Kirchen des preußischen Landes-+; moderner
ruck: Göbell, (Hg.), Die Rheinisch-Westfälische Kirchenordnung VO. März 1835 IL
Urkunden-Sammlung ZUTr Rechtsgeschichte der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung,
Düsseldorf 1954, 103 109; ler‘ 106
Verhandlungen der „Oktoberversammlung“, 10.1817/; StA Pr Br Rep 4() Nr 1867, BI
95r 96r.
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splelen. In en Interna der Kirche, ob diese NUu „Gottesdienst, 1 Aur
g1ie, Predigt un:! Sakramente Unterricht, Bildung un Erziehung der
Jugend zı Kirchen-Zuch un Kirchen Ordnung  C6 betrafen, ollten die
Synoden weni1gstens konsultiert werden. on dieser Katalog
den Rahmen der Kabinettsordres. Für die Zukunft orderte die ynode

die uIiInahme VOIN Altesten, „wıe 1es 1n der Gra{ischafit ark der
Fall sey  “ Nur könne aus Geistlichkeitssynoden „eine vollständige
Kepräsentation der Kreıls Kirche“ werden.®?

Irotz Anerkennung der staatlıchen raponderanz die Vereinigte
Berliner ynode rang aut eine möglichst vollständige Inkorporation
kirc  ıcher Lebensfun.  1ıo0nen 1n die synodalen Au{fgabenbereiche. Das
Laienelement wurde 1Ns pie gebrac un als Argument den
Hierarchievorwurtf 1Ns Feld gefü. als So das weltliche Element
die ‚papistischen'’ Tendenzen der Geistlichkeit kontrollieren un! 1ın
Schach halten Der zwischen den eissynoden des estens un des
Ostens erkennbar gewordene Riß galt demnach nicht für die Hauptstadt.
Es ware interessant untersuchen, inwıeweit die hauptstädtische OZ1-
alstruktur der Berliner ennel dem Pres  eramt egenüber VOr-
SC geleistet hat

Der Preis für die Entkräftigung des „Hierarchievorwurfis“ uUurc die
FWForclerung des Laienelements War TEeLlLNC hoch Synodale Versammlun-
gen mıiıt gewählten Gemeindevertretern drohten politischen Kepräsenta-
t1vorganen Z erwechseln hnlich werden zumal WEeNnNn S1e auch
och auSdTruc.  2 als „Vollständige kKepräsentation“ der Kirche be-
zeichnet wurden. 'Tatsäc  1C sprach die Vereinigte Berliner ynode
mehrfach VO  ; „Repräsentation“ un! tat also wenig, diese edankenver-
bindung zerstreuen SO wurde die Synodalbewegung, WEeNnNn S1e sich
enn niıcht überhaupt selbst verstand, zunehmend als 'Teil elıner Ver-
fassungsbewegung gesehen, deren Implikationszusammenhang schon
damals klassisch ormulle worden Wa  H „Kıne repräsentatıve Kirchen-
verfassung SEeTZ einNne repräsentative Staatsverfassung un umgekehrt
VOTauUS, oder entstehet e1n Antagon1smus zwischen belden, der nıcht
SC so11 70

Wır eilınden uns 1mM Jahre 1818:; ZEe1ILLC unmittelbar VOTL den 39 arlıs-
er Beschlüssen“ VO August des darauffolgenden ahres Eın olcher
Schulterschluß mıiıt dem politischen Liberalismus konnte Ödlich Se1n.

69 Verhandlungen der ersten Vereinigten Berliner ‚ynode 1817; StA Pr Br KRep 4() Nr
18376, Bl ir Ö2rT; hler: 20v 21r
reiling,J endsc.  iben cdie Synoden der preußischen Monarchie ber die kıirchli-
chen Angelegenheiten des ages, Halbersta: 1818, Zatiert be1l OWAa. n Geschichte
des hristentums 1n Deutschland. eligion, Politik un! Gesellscha: VO. Ende der Auf-
ärung bis ZU. des 20 Jahrhunderts, ünchen 1995, 18 (9; dort 1 SC
Geck, A., Die Synoden und ihre Sistierung 1n der Reaktionszei Konsistorialregiment und
episkopalistische Tendenzen, 1ın (Goeters,1 /Mau, DIie Geschichte der Eivan-
gelischen Kirche der Union Leipzig 1992, 125 133, hier: 131
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och zunächst den Resultaten der Provinzlalsynoden.

C) Die Provinzlalsynoden
Ca) IDıe Berlıner Provınzıalsynode

[Die Zurückhaltun: der Vereinigten Berliner ynode 1n Sachen
„Staatskirchentum“ War der Berliner Provinzlalsynode TEeM! Von
Schleiermacher stammt die Grundsatzerklärung des Moderamens Z
eIiorm der Kirchenverfassung. Die ynode beantragte arın unge-
scheut die „ Verschmelzung“ der Konsistorial- in eine Synodalverfas-
SUuNg Auf Provinzialebene ollten die Konsistorien, auf andesebene
das Geistliche Ministerium 1n gewählte ynodalausschüsse verwandelt
werden. Der Summepi1iskopat wurde 1m Sinne der „Ubertragungstheo-
rıe  06 als transıtorisch gedeutet, Friedrich Wilhelm 111 aufgefordert, sSe1inNne
Rechte zurückzugeben.‘*

Was die Binnenstruktur der andeskirche betraf, entwart die ynode
das Biıld elıner VonNn unten ach oben aufgebauten Presbyterlalsynodalver-
fassung: der Presbyter und Prediger durch die (Gemeinde; Entsendung
VOIN testen 1ın alle Zweige des SynNo  wesens; Ernennung der uper1in-
tendenten durch die Provinzlalsynode ach Dreiervorschlag der 1SSYN-
ode; Wahl der Generalsuperintendenten durch die Provinzlalsynode; Wahl
des Präsidiums der Generalsynode durch die Generalsynode. ”2

An der Spitze der Generalsynode sollte eın geistlicher Präses stehen,
der Spitze ihres ständigen „Ccollegium qualificatum” eın „weltlıches

Mitglied“ der ynode, also eın tester. Das Altestenamt kam insofern
besonderen Ten Folgendermaßen wurde begründet „ Wenn die

Kirche repräsentirt werden soll, un! ZWaLr ohne alle Befürchtung,
daß 1ın dieser Repräsentation hierarchische emente legen, urien
die repräsentirenden Synoden nicht bloß AUus den sachkundigen Geistli-
chen, SonNndern S1e mMUusSsen auch aus Mitgliedern weltlichen Standes
bestehen.‘“”73 Niemand sollte behaupten können, der Spıtze des SYyN-
odalwesens stehe eLIWwWas Ww1e€e eın ‚protestantischer Papst’

'TITrotz er politischen Loyalität: Die Pläne der Berliner Provinzlal-
synode ofenbarten eine bemerkenswerte verfassungspolitische 1ı1stanz
ZU Königtum Man spekulierte ber den Fall, „daß das Staats-
oberhaupt 1ın irgendeiner Zukunft] einmal die evangelische Kirche“

71 Erklärung des Moderamens der Berliner Provinzialsynode Z eiorm der Kirchenverfas-
SUN: ın re  en 6./.1819; StA Pr Br Rep 40 Nr 1877 Bl ir in hier‘ 3V, 516 VD
10r

D Verhandlungen der ersten Berliner Tovinzlalsynode 1819; StA Pr Br KRep 4() Nr 1877,
Bl ilr 243r; hier: 3Q2YT, 437 44r, 92WV, 94v, 1047 — 105v, 113v 114r

{3 Verhandlungen der ersten Berliner Provinzialsynode 1819; StA Pr Br Rep 4() Nr 187 M
ir 243r; ler‘ 92 v.
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verlassen O Der ummepi1iskopat sollte also besser fallengelassen
werden, damit später nicht etwa unerwünschten Eingriffen elınes
römisch-katholischen andesherr 1n die Angelegenheiten der evangeli-
schen TC kommen könne. Die Kirche, selbständig innerhal des
Staates un ach dem Repräsentationsprinzip VOI untien ach oben quti-
gebaut, sollte vielmehr eın gewä.  es Oberhaupt en Politische Be-
denken eine solche Rechtskonstruktion en auf der and
nıgstens dann, WeNnn INa  _ S1e VO Standpunkt der monarchischen Idee
aus betrachtete.

cb) IDie Lippstädter Provinzıalsynode
Dem Berliner Protokall 1n besonderer Weise verwandt die

Verhandlungen der Lippstädter Provinzlalsynode. ‘® Das vernichtende
Gutachten D „Entwurf der Synodal-Ordnung“ SOWI1Ee der alternative
NtIWU: einer Presbyterlalsynodalverfassung Aaus der märkischen Tradıi-
tiıon heraus STammten VO  } Wilhelm Bäumer 6 aumer verfaßte auch den
Vortrag der märkischen Abgeordneten, 1n welchem die 1n den Verhand-
lungen leiıtenden Verfassungsgrundsätze programmatiısch niedergelegt

S1e entsprachen den axımen der „Duisburger Erklärung
Kurzentschlossen verfuhr INa  m; miıt den se1lt 1815 bestehenden geistlichen
Staatsbehörden „Die Consistorien en als VO. Staate angeordnete Be-
Öörden der Presbyterlalverfassung der Kirche gar keine Stelle‘. /

7{4 Verhandlungen der ersten Berlıner Provinzlalsynode 1819; StA Pr Br Rep Nr 1877,
Bl ir 243rT; hier: 109r.

75 Zur ersten westfälischen Provinzialsynode 1n Lippstadt vgl Geck, A., Wiıilhelm Bäumer
Se1in e1. den Lippstädter Beschlüssen VOIl 1819, Evangelische Kirchengemeinde
Bodelschwingh Hg.) „Habt dieer lieb“ eiträge Geschichte der Evangelischen
Kirchengemeinde Bodelschwingh, ortmund-Bodelschwingh 1986, 129 — 155; Neuser,

Der amp. die presbyterlal-synodale Ordnung autf der westfälischen ‚ynode ın
Lippstadt 1819, JWKG 79 (1986), Yl 116; Rıs, G., Der 9  ATC.  1C.  e Konstitutionalismus“.
Hauptlinien der Verfassungsbildung In der evangelisch-lutherischen Kirche Deutschlands
1m 19 Jahrhundert, Jus Ecclesiasticum 3 Tübingen 1988, 180 183; Woltersdorf, i# Zur
Geschichte der evangelisch-kirchlichen Selbständigkeits-Bewegung, PrM 9, Berlin 1905,
41 4, Yl 110 und 1338 1996 1ler‘ 100 102

76 Vgl Geck, A., Wilhelm Bäumer Seinel den Lippstädter Beschlüssen VO:  - 1819,
Evangelische Kirchengemeinde Bodelschwingh (Hg.), „Habt dieer lie « eıträge Ba
‚eschichte der Kvangelischen Kirchengemeinde Bodelschwingh, Dortmund-Bodel-
schwingh 1986, 129 1993; hier: 145 146 Neuerdings w1ıes Kampmann nach, daß Bäumer
den 1n Lippstadt zugrundegelegten erfassungsentwurf bereits 1mM Jahre 809/10 verfaßt
‚e; vgl Kampmann, g Quellen Verfassungswirklichkeit un! erfassungswunsch ın
der reformierten Kırche der Grafschaft Mark Iranzösisch-bergischen Zeieiıt, JWKG 8Q
(1995) 45 138
Ribbecks Übersichten den erhandlungen der Tovinzialsynoden der Jahre 818/19;
StA Rep 76 Sekt Abt Nr L3, Bl E 127 Union|], 153 137 OF | KI1r-
chenordnung eINSC.  eßlic. Kirchenzucht], Bl AT 101r [ Synodalordnung]; hier: 97 v; vgl
Verhandlungen der westphälischen Provinzlal-Synode über Kirchenverfassung unı KIr-
chenordnung. Lippstadt VO)] sten bis ZU en eptember 1819, Essen .3 11819], 37
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In ezZu auf die rheinischen un! westfälischen Stellungnahmen die-
SCr e1ıt spricht Oerstier VO  n einem „echt rheinisch-westfälischen Pro-
vinzialismus‘.’® Richtig ist dagegen, daß wenigstens die westfälische
ynode ber eine Ausweltung des presbyterlal-synodalen erTtas-
SUuNgSpr1nz1ps auf ganz Preußen nachdachte unı! 1n dieser Ausweltung ihr
kirchenpolitisches Fernziel sa ”In unseTrTrem aa besteht eiINe ach
evangelischen rundsätzen geordnete Kirchenverfassung, die dieC
als selbständige, freie un! unabhängige Gemeinschaft darstellt, mıi1t
nıgen Ausnahmen och nirgends. Eıne Landessynode würde vornehmlich
diese ordnen, un! als Repräsentation eiıner Landeskirche die rund-
Satze der evangelıschen Kirchenfreiheit auszusprechen haben.‘“”9

a miıt weniıgen Ausnahmen och nırgends" Die provozlerende
Vorläufigkeit dieser Aussage 1äßt die Entschlossenhetr erkennen, mıiıt der
die Lippstädter für ihr Verfassungsideal auch 1n Berlin werben g-
dachten. .89

CC) Die übrigen Provinzialsynoden
er Lippstadt un! Berlın traten VO den 16 Provinzilalsynoden NUur

och die sächsische un die jülich-kleve-bergische für kirchliche Selb-
ständigkeit innerhal des Staates eın Die 1e. der Vorschläge un!
Stellungnahmen annn 1er nicht dargeste werden. Eis soll dagegen
urz auf die Verlegenheit eingegangen werden, die alle Synoden 1ın Hın-
sicht auf die ellung des Kirchenoberhauptes empfanden. S1e ist SYIN-
ptomatisch für den neuralgischen un der Verfassungsdiskussion: die
ellung des ummepi1iskopats.

eın die 1e der Amtsbezeichnungen drückt Unsicherhei AU:  N

„Landes Superintendent”, „Bischof“, „Präses“, „Präsident”. Sollte SL,
ur Gelistlicher sein? Sollte itglie: des Geistlichen Minister1i-
3  CN sSeın Oder des Staatsrats? Sollte das Geistliche Miniısterium über-
aup fortbestehen War die gesamte Generalsynode oder War 11UTr ihr
Präses dem König unterzuordnen? Wer sollte den Präses ernennen? Oder
sollte gewählt werden?8l Die eleganteste LÖSuUNg kam AUSs Berlin die
präsıdlale Doppelung. och auch diese arıante Ließ die entscheidende

Vgl WYoerster, E., Die Entstehung der Preußischen Landeskiıirche unter der Reglerung KÖ-
nıg Friedrich elims des Drıtten IL, Tübingen 1907,
Verhandlungen der westphälischen Provinzlal-Synode ber Kirchenverfassung un! KI1Ir-
chenordnung. Lippstadt VO: sten his ZU) en September 1819, Essen Ö3 [1819]J, a
|DS 1st Iso keineswegs D  p daß die Westfalen ınem nalıven verfassungsrechtlichen „Purı1s-
mMUus  06 e  u.  1 un! sıch „‚dabel keinerlel1 -edanken ber die Interessen un! Absichten des
preußischen Staates gemacht“ hätten (Köhne, H.} DIie Entstehung der westfälischen KIir-
chenprovinz, 1, ıtten 1974, 152) Die westliche Verfassungstradition SO. —

angs gerade nN1C. als eın (rheinisch-) westfälischer onderweg urchgekämpft werden.
61 Ribbecks Übersichten den Verhandlungen der rovinzlalsynoden der Jahre 818/19;

-StA Rep 76 Sekt Abt Nr 59. RI A 12r Union], Bl 13r — 70r |Kır-
chenordnung einschlhließlich Kirchenzucht|], Bl T1r 10 ir |Synodalordnung]; hler: UB 100v.
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rage Natiurlıc unbeantwortet: eiche würde der bisherige „ SUuM-
I11US ep1SCOpus” (noch) spilelen

Die Diskussion dıe Einrichtung einer kırc  ıchen „Repräsenta-
tivverfassung‘“ spıtzte sıch erkennbar S1ie wurde gefü als stünden

un! Umfang der monarchischen Souveräniıtät ZU. Disposition.

Der Briefwechsel Bäumer Schleiermacher 1819)°*
Die synodale asılıs der kırc  i1ıchen Selbständigkeitsbewegung War

SC Um interessanter Sind Hınweise auft eine Vernetzung jenseıi1ts
der staatlıch vorgesehenen Verwaltungswege. Im 1818 wandte
sich äumer, der Kopf der kirc  ıchen Selbständigkeitsbewe-
gung 1ın der Grafschaft ark un 1n Westfalen, Friedrich Schleierma-
cher, den Präses der Vereinigten Berliner Synode.® Bäumers Tleie S1INd
eın Dokument des Vertrauens, das die Westfalen Schleiermacher als
Bundesgenossen ihres Anliegens entgegenbrachten. aumer Wır
Geistlichen 1ın der Provınz Westphalen würden Sie gerne deputiren
uns auft der Reichssynode vertreten, WeNn angehen könnte. 684

Bäumer und Schleiermacher teilten einander ihre Standpunkte mıiıt
un! informierten sich ber die bel ihnen 'evgeils geltende synodale Be-
C  age In der aC tellte INa  n völlige Ubereinstimmung fest Pro-
eme bereitete 1Ur die prozedurale Abstimmung. Denn VOL iıhrem VeL-

fassungsgeschichtlichen Hintergrund konnten die Ööstliıchen Synoden
nıcht mit eicher Entschiedenheit WwW1e der Westen agleren. Schleierma-
cher: „ Wır 1er hatten 1Ur königliche Superintendenten und Consistori-

un! mMUussen iIroh se1lin daß der Staat uUunNs vorläufig Synoden daneben
g1bt, die S1e mıit ecCc och für keine wahren Synoden erklären. Sıe
dort hatten schon immer wahre Synoden un! en also vollkommnes
eCc qaut Ihrer alten Kirchenverfassung bestehen.“ Schleiermacher
schlug deshalb eiıne emeınsame Vorgehensweise miıt unterschiedlicher
Rollenverteilung VO  — „D1ie mMUsSsen standhafft beharren, WITr MUuUsSsen VOI -

sichtig entgegenkommen.“ Dann, glaubte CT, würde sich das presbyte-
rlal-synodale Prinzip überall durchsetzen: „ Wo eiINe Vereinigung STa  —_
finden soll zwıschen Gesellschaften die bisher ungleiche Rechte gehabt,
da annn der Staat doch unmöglich verlangen, daß der mehrberechtigte

89 Vgl Geck, A., Schleiermacher als Kirchenpolitiker. Seın ‚el. den Auseinanderset-
die eiIiorm der Kirchenverfassung ın en Bielefeld 1996,

dort die Kapitel 12  N UnNn: 12  n
83 Bäumer Schleiermacher, 31.8.18183; Archiv der BerlBr AdW, Nr 466/1/1, Bl 13° 4T;

welıtere TYLeie Bäumers VO.2 14  — un! SOWI1e VO: 5.2.1829
34 Bäumer Schleiermacher, 1V der BerlBr AdW, Nr 606/1/3, Bl hier:

2vV.
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VOIN SE1INeMM ec verlieren soll Ssondern muß dem minderberechtig-
ten das gleiche ecCc erteilen “85

och der Staat konnte durchaus Die Generalsynode fand nicht @e111-
mal mehr STa

Die Aussetzung der Generalsynode
DIie orgänge die Zn  — Absage der Generalsynode führten können

AUuSs den Akten des Geistlichen Ministeriums u partiell rekonstruiert
werden

Nicolovius arbeitete für Altenstein Gesamtbericht ber die
Provinzlalsynoden Z Vortrag eım ONn1: aus Er War besorgt Denn
viele Synoden hätten die „ Willensmeinung des Königs gemeı1ınt War
das kirchliche Verfassungsversprechen verhandelt als habe sich

Diskussionsbeitrag untier anderen gehandelt Das entsprach
der Diagnose Eylerts der TE 1819 schon allgemein den „Geist der
Insubordination“ un! die „Anarchie“ der protestantischen TC
gegeißelt hatte

Altenstein wollte den wahrscheinlichen Verlauf der Generalsynode
darauthin „ganz klar VOL ugen  6 en un:! eauftragte Ribbeck, den
designierten Präses der Generalsynode, mıiıt der Erstellung ber-
sicht er Verhandlungen. Es sollte also zunächst einmal „Auf-
schub“ geben

och aufgeschoben War diesem Fall aufgehoben hne AUS-
TUucC  1C bekannt machen wurde die Generalsynode Sang- un!
anglos Tallengelassen Mıt Kabinettsordre VO 2 Januar 1823 gıng
der önig verfassungspolitisc anderen Weg Er setzte 1SCHNOTIe
C1IN, die für den Landesherrn Verbindung m1t den Konsıstorien das
Kirchenregiment wahrnahmen. Von Presbyterien un Synoden War keli-
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VIL Fazıt
Welches Siınd die TUnN! für die Sistierung des Synodalwesens? E1ln-

eitend War hypothetisc. VONN einer Gemengelage Aaus kirc  ıchen un:
politischen Interessen un otıven die Rede, die das Handeln der Bete1-
igten leiteten. S1e können U, näher bestimmt werden:

Belde Parteıen, die Vertreter des Staatskirchentums un! die eprä-
sentanten der kirc  ıchen Selbständigkeitsbewegung vertraten erns
relıg1öse Anliegen, wobei allerdings ber den Weg ’ diese realisie-
ren, völlig konträre Auffassungen gab Beide Parteljien wollten das ge1ist1-
ge un:! geistliche 1veau der Pfarrerschaf en un:! auf diese e1lse
der Volksreligiosität erneut autfhelfen Beide sahen die inrıchtung VO

res  erien un! Synoden als eın dafür gee1gnetes Miıttel
Nun aber Iiraten die Vorstellungen auselinander. Der aa wollte

gleichsam ‚ständisch’ 1Ur aus Pfarrern zusammengesetzte Synoden, die
als Iransmissionsriemen e1iINeESsS gestärkten landesherrlichen umm-

episkopats verstand. Dazu schlug eın synodal-presbyteriales erias-
sungsmodel VOT, 1n welchem das synodale Element überwosg. Der (zO-
fahr einer „Priesterhierarchie“ setizte die eNgeE staatlıche indung
der Synoden entgegen.

ers die kirchliche Selbständigkeitsbewegung: uch ihr gıng
Überwindung der „Zersplitterung“ der Fe.  ©; aber eben auch

die ufhebung ihrer „ Verstaatlichung“. Während das klerikal-synodale
Verfassungsmodell keine Chance hatte, tellte die Pres  erlalsynodal-
verfassung eline echte Alternative ZU Staatskirchentum dar. Die Auft-
nahme VO  - Altesten 1ın alle Ziweige des ynodalwesens SC hilerarchi-
schen Tendenzen eınen Riegel VOTL.

Es are das Amt des „SUu ep1scCopus“” un! die Person Fedadrich
eiIms 111 1n der die Dıvergenz der Standpunkte SC  1e  iıch manıiftest
wurde. Wer sollte das künftige Oberhaupt der evangelischen Kirche
se1ln, un: welche Rechte behielt der bisherige „SUu. episcopus‘”? Aus
der Dıiıskussion die eiIiorm der Kirchenverfassung wurde schnell
eine Auseinandersetzung die Reichweite der monarchischen S0OUuUve-
ränıtät die Diskutanten gerleten 1ın den Sog der ihre eıt erschüttern-
den politischen Debatten.

Das zeigen die Argumentationsmuster: Unbeschadet der ursprüng-
ich christokratischen un! nıcht demokratischen Ausrichtung der TEeS-
byterialsynodalverfassung, unbeschadet auch ihrer ursprünglich anlı-
schen un! nıcht naturrechtlichen egründung alle Welt prıes sS1e als
„republikanische“ Kirchenverfassung Oder kirchliche „KRepräsentativ-
verfassung‘“.

ber auch die Gegenseite: Der amp das andesherrliche KI1r-
chenregiment wurde als amp das mMmonarchische Pranzıp ge
das als olches e1nNn politisches, nicht eın kirc  1ches War und st) Syn-
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oden ollten helfen, die kiırchenpolitischen Lieblingsideen des Köni1gs,
liturgische eiIiorm un! Union, umzusetzen, un! damıt die Einheit des

Staates mi1t befestigen. Als S1e sich azu niclgt einhellig verstehen
wollten, wurden sS1e ohne Rekurs auf kirchliche UÜberlegungen ebenso
chnell sıstlıert, w1e INa  ; S1e 1Ns Leben gerufen hatte AUS politi-
schem Interesse

Politischer un kirc  ıcher Konstitutionalismus Zwillinge 1
amp für die republikanische Idee ebenso w1e der landesherrliche
ummepiskopat un das monarchische PrYanzıp Zwillinge 1MmM
amp für die ungeteilte Souveräniıtät des Monarchen 1mM Staate. Nur
eines der beiden Zwillingspaare konnte sıegen.

Im Te 1823 Wal der Konstitutionalismus, der unterging VOI-
erst
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